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Mehr Mut

zur Leistung

V O N E L M A R N A S S

Wirtschaftlicher Erfolg stockt in Deutsch-
land: hohe Inflation und Tarifabschlüsse,
marode Infrastruktur, fehlende Netzstra-
ßen, existenzgefährdende Energiepreise,
immer mehr Bürokratie, staatliche Regle-
mentierungen und Umverteilungsszena-
rien. Das Ergebnis: Eintrübung wirtschaft-
licher Erwartungen, Insolvenzen und Ab-
wanderung von Leistungsträgern. Ohne
wirtschaftlichen Erfolg gibt es keinen
Wohlstand, keinen Sozialstaat und auch
keinen Klimaschutz. Dafür braucht es
neben Kreativität und Sachverstand auch
starke Motivation.
Erfolg ist meist das Ergebnis harter Arbeit
und oft mit Opfern verbunden. Der Leis-
tungsgedanke gerät in Deutschland derzeit
zunehmend in Misskredit. Sätze wie „Leis-
tung muss sich lohnen“ gelten als verdäch-
tige Parolen des Kapitalismus. Und der
soll gerade überwunden werden. Die Um-
erziehung wird systematisch betrieben:
Wettbewerb in Schule und Sport werden
aus pädagogischen Gründen reduziert.
Lernen und Bewegung sollen vielmehr
Freude machen, ohne Noten und Konkur-
renz. Und staatliche Subventionen treten
mal wieder an die Stelle von Markt und
Wettbewerb. Vor allem grüne Bildungs-
und Kulturpolitik baut auf ein neues Men-
schenbild: im harmonischen Einklang mit
der Umwelt, im Kampf fürs Klima und
gegen Kapitalismus, im Kampf für Selbst-
bestimmung und gegen Traditionen von
Familie, Kirche und Identität, im Kampf
für Minderheiten und gegen das Patriar-
chat und im Anspruch, selbst das morali-
sche Gewissen der Gesellschaft zu sein.
Wo sind in diesem Kampf- und Men-
schenbild nun Potenziale, die wirtschaft-
lichen Erfolg versprechen?
Wettbewerb und Markt sollen es offenbar
nicht sein. Natürlich auch kein Patriotis-
mus, der individuelle Opfer zum Erfolg
fordert. Nichts läge ferner als das. Auch
nicht der Glaube an kollektivistische Wirt-
schaftspläne. Die sind im Sozialismus Ost-
Europas gescheitert. Auch nicht das Mo-
dell des modernen China: Dort werden mit
einigem Erfolg Menschen umerzogen, um
die Parteidoktrin als Ausdruck persön-
licher Freiheit zu deuten. Das setzt öko-
nomische Potentiale frei. Doch die ethi-
schen Kosten sind bekannt.
All diese Ordnungsideen und -ideologien
haben den Anspruch, Leistung zu fördern:
sei es durch Anreize für individuelle oder
kollektive Potenziale, sei es durch Druck
oder Pflichtgefühl.
Das deutsche Modell fällt da aus der Rei-
he: Leistung scheint kein gesellschaftliches
Ziel mehr zu sein. Harmonie mit der Um-
welt und konstruktivistische Autonomie
sind das neue Ideal. Dies wird keine hin-
reichenden Potenziale freisetzen für wirt-
schaftlichen Erfolg, der Wohlstand, Sozial-
staat, Klimaschutz und anderen sozialen
Zielen Zukunft verspricht.
Thomas von Aquin hat Ideologien, die das
Wesen menschlicher Motivation verken-
nen, als Totengräber erfolgreicher Wirt-
schaft entlarvt. Adam Smith warnte vor
den demotivierenden Wirkungen jeder
Umerziehung. Die schiefe Bahn liegt offen
vor uns. Die Warnungen auch: Zeit zur
Umkehr.
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Mit einer tatsächlich glückenden Steuerreform würde er sich einen festen Platz im schwarzen Kosmos sichern: Friedrich Merz. Foto: dpa

Eine„Revolution“

für die Steuer
CDU-Chef Friedrich Merz hat mit seinen Reformvorschlägen eine Debatte ausgelöst.
Zuspruch gibt es unter anderem von SPD-Generalsekretär Kevin Kühnert V O N H E I N R I C H W U L L H O R S T

D
iesmal ist es nicht die Steuer-
erklärung auf dem Bierdeckel,
die Friedrich Merz im Jahre
2003 in die Diskussion ein-

brachte. Mit seinem aktuellen Vorschlag
will der CDU-Vorsitzende das Unterneh-
menssteuerrecht revolutionieren.

In einem Interview mit dem „Handels-

Daher dürfte es nicht leicht sein, Akzeptanz
bei denen zu finden, die das Heil im Zu-
wachs der Staatseinnahmen sehen, weil
man die Ausgabenseite, bei dem Plan eines
ausgeglichenen Haushalts, sonst nicht in
den Griff bekommen würde.

Übertrage man den Status quo auf das
neue System, müsse man zunächst wohl mit

zenden „kein seriöses Konzept“. Dass es mit
den Unternehmenssteuern so nicht weiter-
gehen kann, hat offenbar auch das Bundes-
finanzministerium erkannt. Sowohl die Be-
steuerung von Kapitalgesellschaften als
auch die Steuer- und Abgabenlast des Fak-
tors Arbeit sind im internationalen Ver-
gleich zu hoch. Das Ministerium setzt nun

man an seiner Ernsthaftigkeit und Regie-
rungsfähigkeit Zweifel haben muss“, meint
der stellvertretende Fraktionsvorsitzende
der Grünen, Andreas Audretsch.

Friedrich Merz will Änderungen aber
nicht nur für die Unternehmen erreichen.
Er sieht die Mittelschicht durch das aktuel-
le Steuersystem über Maß belastet. Der
blatt“ forderte Merz die Einführung einer
„echten Unternehmenssteuer“. Dazu gehö-
re eine klare Trennung in der Besteuerungs-
art zwischen Unternehmen und privaten
Haushalten. Bislang hängt die Steuerart,
nach der ein Unternehmen veranlagt wird,
von der Rechtsform des Betriebes ab. „Die
Personengesellschaften müssen heraus aus
der Einkommensteuer“, erläutert der Frak-
tionsvorsitzende der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion. Gewerbesteuer, Körperschaft-
steuer und Einkommensteuer für die unter-
nehmerischen und gewerblichen Einkünfte
müssten aufgehen in einer einfachen und
verständlichen Unternehmenssteuer. Die
„Revolution“ würde eine Million Personen-
gesellschaften in Deutschland betreffen.

Zwar haben diese bereits jetzt ein Wahl-
recht und können entscheiden, ob sie Kör-
perschafts- oder Einkommenssteuer zahlen
wollen. Die Ausübung des Wahlrechts sei
jedoch, so Merz, viel zu kompliziert. In der
Vereinfachung sieht er einen großen Wurf,
der aber auch eine Neuverteilung des
Steueraufkommens zwischen Bund, Län-
dern und Gemeinden mit sich bringen wür-
de. Der CDU-Vorsitzende will dabei auf
eine ausreichende Finanzausstattung der
Gemeinden achten. Durch zusätzliche Frei-
räume bei der Festlegung von Hebesätzen
könnten die Kommunen mehr Gestaltungs-
optionen erhalten. Allerdings bringt der
Vorschlag Nachteile für den Fiskus mit sich.
Mindereinnahmen zwischen 20 und 30
Milliarden Euro rechnen, räumt Merz ein.
Er sieht aber einen längerfristigen Effekt
der Maßnahme: „Wettbewerbsfähige
Unternehmenssteuern werden zu mehr
Wachstum und damit zu mehr Einnahmen
führen.“ Zwar lasse sich der Umfang der
Mehreinnahmen schwer beziffern, aller-
dings könne man es nicht so lassen wie bis-
her. Merz hat die Sorge, dass auch wegen
der steuerlichen Belastung, neben der über-
bordenden Bürokratie, Unternehmen zu-
nehmend den Standort wechseln werden.
Im Jahre 2022 habe der Kapitalabfluss aus
Deutschland bereits bei 135 Milliarden
Euro gelegen. „Wir müssen daran etwas än-
dern, wenn unsere mittelständische Struk-
tur auf Dauer wettbewerbsfähig bleiben
soll“, sagte Merz dazu dem „Handelsblatt“.
Einen wettbewerbsfähigen Steuersatz sieht
der CDU-Chef bei 25 Prozent.

Zustimmung,
aber auch heftige Kritik
Ein so weitreichender Vorschlag bleibt
selbstverständlich nicht lange unkommen-
tiert. Während Ifo-Präsident Clemens Fu-
est in dem Vorschlag Potenzial sieht, um
Deutschland voranzubringen, kommt Kri-
tik vom Wirtschaftsweisen Achim Truger.
Im Hinblick auf die drohenden Steueraus-
fälle nennt er den Vorstoß des CDU-Vorsit-
Expertenkommissionen ein, die sich mit
den aktuellen Herausforderungen befassen.
Den Auftakt macht die Kommission „Ver-
einfachte Unternehmensteuer“, die seit
dem 29. September Expertinnen und Ex-
perten aus Praxis und Wissenschaft zusam-
menbringt, um Ansätze zur weiteren Ver-
einfachung und Entbürokratisierung der
Unternehmensteuer zu sondieren. Sicher-
lich werden die Pläne von Friedrich Merz
auch in diesem Kreise Beachtung finden.

Ähnliche Richtung wie bei
Paul Kirchhof
Schließlich geht sein Vorschlag in eine ähn-
liche Richtung, wie sie bereits der ehemali-
ge Verfassungsrichter Paul Kirchhof einge-
schlagen hatte. Auch seine Steuerkonzepte
wurden damals sehr kontrovers diskutiert.
Kirchhof, der im Jahre 2005 am Wahlpro-
gramm der CDU für den Bundestagswahl-
kampf von Angela Merkel mitgearbeitet
hatte, forderte seinerzeit einheitliche Be-
steuerung aller Unternehmensformen. Er
wollte den Unterschied zwischen der Ein-
kommens- und der Körperschaftsteuer be-
seitigen und strebte eine Gleichbehandlung
von Personen- und Kapitalgesellschaften
an. Harte Kritik an den Plänen zur Entlas-
tung der Wirtschaft kommt einmal mehr
aus den Reihen der Grünen. Der Vorschlag
von Merz sei „in einem Maße unseriös, dass
CDU-Vorsitzende plädiert für einen leis-
tungsfreundlichen Tarifverlauf. Heute wer-
de bereits für die meisten Facharbeiter ein
Steuersatz von 42 Prozent fällig. Mit dem
Tarif werde man bereits dann belastet,
wenn man das 1,5-fache des Durchschnitts-
einkommens erziele. Früher sei er erst beim
15-fachen Verdienst zur Anwendung ge-
kommen. Eine zentrale Botschaft des Staa-
tes sei heute: Je mehr du arbeitest, desto
mehr nehmen wir dir ab. Dabei müsse doch,
so Merz, Leistung sich lohnen. Deshalb
habe die CDU vorgeschlagen, dass Über-
stunden zumindest teilweise steuerfrei ge-
stellt würden und dass ein bestimmter Zu-
verdienst von Rentnern nicht besteuert
werde. Mittelschicht und untere Einkom-
mensgruppen müssten entlastet werden.

Für Merz geht es nicht darum, ob der
Spitzensteuersatz letztendlich bei 42 oder
45 Prozent liegen wird. Früher habe es
einen Spitzensteuersatz von sogar 56 Pro-
zent gegeben. Den hätten aber eben nur
sehr wenige Menschen zahlen müssen.
Während Christian Lindner hier nicht mit-
gehen kann, begrüßt SPD-Generalsekretär
Kevin Kühnert den Merz-Plan. Gegenüber
dem „Tagesspiegel“ deutete er an, die SPD
wolle die Einkommensteuer aufkommens-
neutral reformieren. Dazu wolle sieden
Spitzensteuersatz für die oberen fünf Pro-
zent moderat erhöhen, um 95 Prozent der
Beschäftigten im Land zu entlasten.


